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Stadt Starnberg 834, 834/2, 837,… Starnberg Starnberg 

Vorhaben 

Bebauungsplan Nr. 81A18 - Teil 1 (Moosaik), als vorhabenbezogener Bebauungsplan im südlichen 

Bereich zwischen der Münchner Straße, der Petersbrunner Straße und der Moosstraße sowie östlich 

der Petersbrunner Straße  

 

Stellungnahme des fachlichen Naturschutzes: 

 

Teil A Planzeichnung mit Legende (24.11.2023) 

Zu Planzeichnungen und Legende Festsetzungen 5.4 und 10.6: 

Im Vergleich der beiden Planzeichnungen fällt auf, dass in der Planzeichnung „Folgenutzung 

öffentlicher Straßenraum“ die mit Planzeichen 10.6. festgesetzten Bäume an der Petersbrunner Straße 

nicht mehr eingezeichnet sind. Stattdessen ist Straßenbegleitgrün (Planzeichen 5.4) eingezeichnet. 

Sollten die Bäume gemäß Planfeststellung B2 dort gepflanzt werden, dann sollten sie auch in der 

Planzeichnung „Folgenutzung öffentlicher Straßenraum“ eingezeichnet werden. 

 

Teil B Satzungstext (24.11.2023): 

Zu Festsetzung 6.2: 

In der Begründung S. 43 steht „Die Dachflächen sind überwiegend extensiv begrünt und tragen so zur 

Frischluftbildung und Retention des anfallenden Regenwassers bei.“. Des Weiteren steht in der 

Begründung S. 64 unter 5.6 „intensive Gründächer“. In der Festsetzung 6.2. steht ebenfalls Flachdächer 

und flach geneigte Dächer sind als intensives Gründach anzulegen. Die Festsetzung und die 

Begründung S.64 unter 5.6 sollten dahingehend geändert werden, dass anstatt „intensive“ Gründächer 

auch hier „extensive Gründächer“ festgesetzt wird. Zudem wäre es wünschenswert, dass als Hinweis 

eine Artenliste zur Herstellung der Gründächer eingefügt wird. 

 

Zu Festsetzung 7.5.: 

„Lichtwerbung im vorgenannten Sinne ist in MU Tfl. 0 unzulässig.“ Lichtwerbung sollte generell und 

nicht nur im vorgenannten Sinne in MU Tfl. 0 unzulässig sein. 

 

Zu Festsetzung 12.4.: 

Es sollen im Rahmen der baulichen Maßnahmen Nachweise erbracht werden, welche belegen, dass 

es zu keinem Aufstauen oder Absenken des Grundwasserstroms von mehr als 5 cm kommt. Zum Schutz 

der angrenzenden Schutzgebiete, insb. des FFH-Gebietes ist es erforderlich Aufstau und Absenken des 

Grundwasserstromes zu verhindern, soweit sich dieser negativ auf das FFH-Gebiet auswirken kann. 

 

Zu Festsetzung 12.5.: 

Es sollen im Rahmen der jeweiligen Maßnahme Nachweise erbracht werden, welche belegen, dass 

sichergestellt ist, dass keine Erhöhung der Grundwassertemperatur hervorgerufen wird, die die 

Grundwasserökologie erheblich beeinträchtigen kann. 

  



Zu Festsetzung 12.6.: 

Auf Seite 144 in der Begründung steht: „Jede Leitung, die aus dem Projektgebiet im Torf verläuft, 

benötigt alle 10-15 m Lehmquerschläge, um eine Drainagewirkung zu verhindern“. Diese Angabe sollte 

in die Festsetzung übernommen werden und in der Begründung sollte die entsprechende Festsetzung 

aufgeführt werden. 

 

Zu Festsetzungen 13 Artenschutz: 

Es fehlt die im Umweltbericht (Seite 32, Stand 24.11.2023) aufgeführte Festsetzung der temporären 

Nistkästen. Auch wenn dies bereits durchgeführt wurde, ist diese vorgezogene Ausgleichsmaßnahme 

(CEF-Maßnahme) in der Satzung aufzuführen und der Ort mit Verweis auf die Spezielle 

artenschutzrechtliche Prüfung zu konkretisieren: 

„Im Plangebiet (genaue Verortung siehe „Naturschutzfachliche Angaben zur speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)“) sind 24 temporäre Nistkästen (davon 7 Kästen für 

Halbhöhlenbrüter und 17 Kästen für Höhlenbrüter) vor dem 1.3. des jeweiligen Kalenderjahres zu 

errichten (temporäre Ersatznistkästen). Die temporären Ersatznistkästen dürfen erst entfernt werden, 

wenn naturschutzfachlich geprüft und bestätigt wurde, dass die unter Ziff. 13.2.2 festgesetzten 

Ersatznistkästen von den entsprechenden Arten angenommen wurden.“ 

 

Zu Festsetzungen 13.1.1.: 

Es fehlt folgender Satz in der Festsetzung (vgl. 4.1. Maßnahmen zur Vermeidung in 

„Naturschutzrechtliche Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)): 

„Dies setzt jedoch voraus, dass die temporären Ersatznistkästen zu diesem Zeitpunkt schon 

eingerichtet sind.“ 

Zudem sollte folgender Satz die fachkundige Ausführung enthalten: 

„Die Vogelnester und Nistplatzzugänge in den bestehenden Gebäuden im Plangebiet sind fachkundig 

zu entfernen bzw. zu verschließen.“ 

 

Zu Festsetzung 13.1.2.: 

Die betroffenen Bäume und Gebäude sind im unmittelbaren Vorfeld fachkundig auf Individuen zu 

überprüfen. 

 

Zu Festsetzung 13.3.2: 

Es sollte zusätzlich zu den bereits festgesetzten Lichtanteilen und der Farbtemperatur eine 

Oberflächentemperatur von unter 60 °C für Lampen festgesetzt werden, damit Insekten nicht auf der 

Oberfläche verenden. Dieses Verbrennen von Insekten an Lampen wurde auch im Umweltbericht 

(Stand 24.11.2023, Seite 13) erwähnt.  

 

Zudem sollten die Lampen kein Licht über der Horizontale abstrahlen. (vgl. Seite 53 f. „Leuchten“ in 

„Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ von Rössler et. al., 2022). Auf der Fläche des MU Tfl. 0 

sollten die Lampen vom Schutzgebiet abgewandt sein um die Lichtemissionen zu minimieren. 

Umweltbericht (Stand 24.11.2023, Seite 13): „Baubedingt kommt es durch Baumaschinen zu 

vorübergehenden erhöhten optischen Emissionen. Bei Nachtbauarbeiten wird zudem eine 

Baustellenbeleuchtung eingesetzt. Diese wird jedoch nur in der Übergangszeit und im Winter 

eingesetzt, also während der Ruhezeit der Tiere.“ Diese zeitliche Beschränkung der 

Baustellenbeleuchtung sollte als Festsetzung in die Satzung übernommen werden. 

 

Zu Festsetzungen 13.4.1 bis 13.4.4. 

Wie im Umweltbericht dargestellt wurde auf Grundlage des Leitfadens „Vermeidung von 

Vogelverlusten an Glasscheiben“ (LAG VSW 2021) für das Vorhaben eine mittlere Risikostufe (< 11) 

angestrebt. Gemäß dem Leitfaden bedeutet die mittlere Risikostufe allerdings, dass einige 

Eigenschaften ein erhöhtes Risiko bewirken und die Verwirklichung von artenschutzrechtlichen 



Konflikten nicht ausgeschlossen werden kann (vgl. Tabelle 1 des Umweltberichts). Eine Begrenzung 

der Fensterflächen und/oder -größen ist in diesem Fall keine weitere Minimierung sondern 

Beschreibung der Planung, welche zu dem Restrisiko führt. 

 

Um das Restrisiko der Planung weiter zu senken sollten die Festsetzungen wie folgt geändert werden: 

Festsetzung 13.4.2 (MU Tfl. 0 Westfassade) sollte aufgrund der Nähe zu den naturnahen Flächen von 

weniger als 50 m ebenso wie das restliche MU Tfl. 0 < 25 % Glasfläche an der Fassadenfläche des 

jeweiligen Geschosses und bis 1,5 m² Fensteröffnungen haben. Hierdurch würde die Festsetzung 13.4.2. 

entfallen, da dann unter Festsetzung 13.4.1. das gesamte Gebäude MU Tfl. 0 fallen kann. 

 

Wie bereits in Vorbesprechungen angemerkt ist maximal eine Fensterfläche von 3 m² festzusetzen, da 6 

m² aus Sicht der uNB nicht ausreichend sind.  

Zudem ist die Differenzierung zwischen MU Tfl. 15 bis zum einschließlich vierten Geschoss und MU Tfl. 

15 ab dem fünften Geschoss nicht nachvollziehbar.  

Bei hohen Gebäuden steigt die Gefahr des Vogelschlags während des Vogelzugs, insbesondere, wenn 

sich der Himmel in den Glasscheiben spiegelt. „Große, zusammenhängende Glasflächen, in der Regel 

in Verbindung mit einem hohen Anteil von Glas an einer Fassade […], sind nach der Mehrzahl aller 

Untersuchungen besonders gefährlich für Vögel und bewirken daher ein erhöhtes Kollisionsrisiko. Das 

gilt besonders in den unteren Stockwerken bis ca. 25 m Höhe, d.h. bis zur Höhe der in der Nähe 

stehenden Gehölze. In dieser Höhe bewegen sich viele Vögel in ihrem üblichen Lebensraum“ (LAG 

VSW 2021, S.20). In den Glasscheiben der unteren Stockwerke kann sich die Umgebung und damit die 

gewünschte Durchgrünung des Quartiers spiegeln.  

Daher sollte Festsetzung 13.4.4. mit Festsetzung 13.4.3. zusammengefasst werden und der Anteil der 

Fensterflächen nicht mehr als 50 % der Fassadenfläche des jeweiligen Geschosses betragen. Die 

Fensterfläche sollte nicht mehr als 3 m² betragen oder eine Fensterhöhe von maximal 1,5 m aufweisen. 

Somit entfällt Festsetzung 13.4.4.. 

Generell ist es nicht nachvollziehbar, warum Flächen eines Fensters, die durch technische 

Maßnahmen wie Fassadenbegrünungen an vorgelagerten Bauteilen, Lamellen oder lichtdichte 

Absturzsicherungen so abgeschirmt sind, dass sie dauerhaft keinen bzw. keinen für den Vogelschutz 

erheblichen Lichteintrag auf die Umgebung haben, insoweit keine Fensterflächen darstellen sollen für 

die es flächenanteilige oder größenmäßige Einschränkungen geben sollte. Der Lichteintrag ist 

gesondert vom Risiko des Vogelschlags an Glasscheiben zu erwähnen. Zwar zieht Licht in der Nacht 

Vögel an und führt so zu Vogelschlag, jedoch ist tagsüber die Spiegelung des Glases ein 

entscheidender Faktor. So schreiben Rössler et. al. in „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ 

(2022) auf Seite 16 als Bildunterschriften: „Auch auf vorgehängten Fassaden können realistische 

Spiegelungen entstehen“ und „Obwohl das Gebäude mehrere Meter auskragt, sind an den Fenstern 

deutliche Spiegelungen zu erkennen. Schattenwurf eliminiert die Spiegelungen nicht.“. Zudem 

schreiben sie auf Seite 48: „Fassadenbegrünungen vor Glasflächen können nur unter ganz bestimmten 

Voraussetzungen als wirksame Massnahme gegen Vogelkollisionen gelten. Der Bewuchs muss dicht 

genug sein, um ein direktes Durchfliegen zu verhindern, und er muss nahe genug an der Scheibe sein, 

damit aus dem Bewuchs startende Vögel keine hohe Aufprallgeschwindigkeit erreichen können. Denn 

auch Fassadenbegrünung vor Glasscheiben ist als Nahrungsquelle, Zuflucht, Rast- oder Schlafplatz 

attraktiv und erhöht die Vogeldichte an diesen prinzipiell gefährlichen Stellen“.  

Auch Lamellen werden von Rössler et. al. unter den ungeeigneten Maßnahmen aufgeführt (vgl. Seite 

48 „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ (2022)): „Außenjalousien, Lamellen oder Markisen 

sind keine ausreichenden Vogelschutzmaßnahmen. Zwar bedecken sie im ausgefahrenen Zustand die 

dahinter liegenden Scheiben vollständig, allerdings ist das immer nur zeitweise der Fall. In der 

verbleibenden Zeit stellen diese Glasflächen ein unvermindert hohes Anprallrisiko dar.“ 

 

Die Aufnahme von hoch wirksamen Markierungen oder Vogelschutzglas nach WIN-Test mit nicht mehr 

als 10% bewertet, ist als positiv zu begrüßen. Es wäre vorteilhaft, wenn die flächen- und größenmäßige 



Beschränkung generell gelten würde, auch für Fenster mit hoch wirksamen Markierung oder 

Vogelschutzglas. Denn hier kommen wieder die Lichtemissionen in die Umgebung zum Tragen, welche 

durch, zwar sichere, Vogelglasscheiben ebenso emittiert werden. Je größer die Fensterfläche desto 

größer werden die Lichtemissionen ausfallen. 

 

Zu Festsetzung 13.4.6.: 

Wie in der Begründung (S. 176) geschrieben, sollte auch Folgendes in die Festsetzung aufgenommen 

werden: 

„Der Unteren Naturschutzbehörde ist im Rahmen des Bauantragsverfahrens ein Gutachten zur 

Bewertung der konkreten Entwurfsgestaltung vorzulegen.“ 

 

Zu Festsetzung 13.5: 

Der Zaun sollte nicht nur blickdicht sondern auch staubdicht sein, damit es zu keinem Staubeintrag in 

die Schutzgebiete kommt. Siehe auch Umweltbericht (Stand 24.11.2023, Seite 20): „Für das Areal MU 

Tfl. 0 müssen während der Bauphase bzgl. Staub Abschirmungsmaßnahmen zu benachbarten 

Lebensräumen getroffen werden.“ Siehe hierzu auch die FFH Verträglichkeitsprüfung, Seite 15, Stand 

24.11.2023. 

 

Zu Festsetzung 14.1: 

Es fehlt ein Verweis auf den Hinweis zu Baumpflanzungen. 

 

Zu Festsetzungen 14.2 und 14.3.: 

Wo ist der Bezug zu Ziff. 13.1? Ist Ziff. 14.1 gemeint? Sind hiermit Planzeichen A.4.2. und A.4.3. gemeint? 

 

Zu Festsetzungen 14.4. und 14.5.: 

Die Festsetzungen sind zu ungenau. Wie soll die Begrünung aussehen? Mindestanzahl und Umfang der 

Gewächse? Welche Arten? 

 

Zu Festsetzung 14.7.: 

Die Festsetzung ist zu ungenau. Wie viele Bäume und Sträucher sollen gepflanzt werden? Ein 

Mindeststammumfang der Bäume und eine Mindestgröße der Sträucher sollte angegeben werden. 

Zudem bezieht sich diese Festsetzung auf Ziffer A.4.4., nicht auf Ziff. A.4.3.. 

Im Umweltbericht (Stand 24.11.2023, Seite 20) sowie in der FFH-Verträglichkeitsprüfung (Stand 

24.11.2023, S. 27) wird bei der Erholungsnutzung davon ausgegangen, dass durch entsprechende 

Maßnahmen, wie z.B. eine dichte Bepflanzung nicht von einer negativen Belastung des FFH-Gebiets 

auszugehen ist. Daher sind diese Maßnahmen auch konkret in der Satzung festzulegen um diesen 

gewünschten Effekt zu haben. 

 

Zu Hinweis Grundwasser: 

Es wäre wünschenswert diesen Hinweis als Festsetzung aufzunehmen, da das Grundwassermonitoring 

die Vereinbarkeit des Vorhabens mit dem Schutz des Leutstettener Moos zeigen kann. Im 

Umweltbericht (Stand 24.11.2023, Seite 41) ist das Grundwasserbeweissicherungsmessnetz und ein 

dauerhaftes Grundwassermonitoring als Maßnahmen zur Überwachung aufgeführt. Auch in der FFH-

Verträglichkeitsprüfung (Seite 17, Stand 24.11.2023) wird zur zusätzlichen Sicherheit ein 

Grundwassermonitoring vorgeschlagen. Zudem würde es auch der Empfehlung des Berichts 

„Wasserwirtschaftliche Wechselwirkungen mit dem Leutstettener Moos“ (Stand 12.09.2023) 

entsprechen. 

 

Zu Hinweis „Baumpflanzungen“: 

Es fehlt ein Bezug zu den Festsetzungen. Ohne Bezug ist nicht erkennbar, ob diese Liste eventuell auch 

für Festsetzung 14.7 und Ziff. A.4.4. gilt. Was bedeutet Vorschlagsliste Baumarten „Birkenhain“ und 



Vorschlagsliste Baumarten „Zedern“? Dürfen Bäume 2. Wuchsordnung nur im „Birkenhain“ gepflanzt 

werden? Dürfen Baumarten 3. Wuchsordnung nur im Bereich „Zedern“ gepflanzt werden? Die Arten 

unter Vorschlagsliste Baumarten „Zedern“ enthalten keine Zedern. In der Vorschlagsliste Baumarten 

(1. Wuchsordnung) ist die Blaue Atlas-Ceder enthalten, welche eher als Gartenpflanze bekannt ist. 

Zudem sind bis auf Salix alba alle Baumarten 1. Wuchsordnung nicht einheimisch. Es wäre 

wünschenswert, wenn mehr einheimische Baumarten in der Vorschlagsliste aufgeführt werden 

würden. 

 

Erschütterungen: 

In der FFH-Verträglichkeitsprüfung (Seite 15, Stand 23.11.2023) steht folgendes: 

„In der Bauphase kommt es v.a. durch die Anlage der Baugrube und der Gründungselemente zu 

Erschütterungen. Um die Erschütterungen bei der Anlage von Spundwänden zu minimieren, sollten 

Verfahren wie Vorbohren, Einspülen oder die Hochfrequent-Vibration bzw. Kombinationen aus den 

genannten Verfahren angewendet werden oder die Verwendung von erschütterungsarm 

einzubringenden MIP- oder Bohrpfahl-Wänden berücksichtigt werden. Die Gründung erfolgt mittels 

Bohr- oder Rammpfählen. Während des Rammens treten bei Betonfertigrammpfählen Erschütterungen 

auf, Bohrpfähle dagegen können erschütterungsarm hergestellt werden. Letzteren ist daher der Vorzug 

zu geben. Da darüber hinaus diese Arbeiten zeitlich begrenzt sind, ist davon auszugehen, dass der LRT 

hinsichtlich Erschütterungen nicht beeinträchtigt wird.“ 

Zur Vermeidung einer Beeinträchtigung des FFH-Gebiets sind diese Vorgaben in die Satzung zu 

übernehmen. 

 

Hinweis zum Artenschutz: 

Auch wenn die Festsetzungen 13.1.1. bis 13.1.3. teilweise bereits fachgerecht umgesetzt wurden, so 

wäre es wünschenswert, dass die folgenden Hinweise aufgrund von möglichen zukünftigen 

Bauvorhaben oder Gehölzfällungen in die Satzung aufgenommen werden, so dass auch in Zukunft der 

Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG gewahrt wird: 

 

„Zum Schutz der Lebensstätten ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes, von 

Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, 

Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 01. März bis 30. September abzuschneiden, auf den 

Stock zu setzen oder zu beseitigen. In der freien Natur ist es ganzjährig verboten, Hecken, lebende 

Zäune, Feldgehölze oder -gebüsche einschließlich Ufergehölze oder -gebüsche zu beseitigen bzw. 

beeinträchtigen (vgl. Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG). 

Der besondere Artenschutz nach § 44 BNatSchG ist ohne zeitliche Beschränkung und insbesondere 

auch in gärtnerisch genutzten Grundflächen zu beachten. Nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG sind 

erhebliche Störungen wild lebender Tiere der geschützten Arten während ihrer Fortpflanzungs-, 

Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten, sowie die Beschädigung, 

Naturentnahme oder Zerstörung ihrer Fortpflanzungs- oder Ruhestätten grundsätzlich verboten.  

Es ist sicher zu stellen, dass keine brütenden Vögel oder andere geschützte Tierarten von den 

Maßnahmen betroffen sind (vgl. § 44 BNatSchG). Somit muss selbst im unmittelbaren Siedlungs- und 

Nutzungsbereich von Menschen z.B. bei Baumaßnahmen, Abrissarbeiten, Fassadensanierungen oder 

Baumarbeiten darauf geachtet werden, dass geschützte Arten (wie z.B. Fledermäuse, alle 

europäischen Vogelarten, Amphibien, usw.) nicht beeinträchtigt werden. Weiterhin dürfen 

wiederkehrend genutzte Fortpflanzungsstätten (z.B. Nest einer Mehlschwalbe) ganzjährig, auch 

außerhalb der Brutzeit, nicht zerstört werden.  

Sofern Tiere, ihre Entwicklungsformen, Nester, Lebensstätten, Höhlen, usw. betroffen sind, ist Kontakt 

mit der Unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Starnberg aufzunehmen. Ist die Durchführung 

einer beeinträchtigenden Maßnahme unvermeidbar, ist eine Ausnahmegenehmigung (§ 45 Abs. 7 



BNatSchG) ggf. Befreiung (§ 67 BNatSchG) von der zuständigen Höheren Naturschutzbehörde - 

Regierung von Oberbayern - erforderlich.“ 

 

Teil C Bebauungsplanbegründung (24.11.2023): 

 

Zu 2.2 Naturraum und Klima: 

Hier sollte der Starnberger See als RAMSAR-Gebiet, europäisches Vogelschutzgebiet und FFH-Gebiet 

im Süden ebenfalls erwähnt werden. 

Des Weiteren sollte unter diesem Punkt auch auf das Klima eingegangen werden. 

 

Zu 5.9 Grünordnung: 

Auf Seite 115 der Begründung wird auf „Abb. 11, Regeldetail Moosband, links“ und „Abb. 11, 

Regeldetail Quartiersplatz, rechts“ verwiesen. Dieser Verweis müsste wahrscheinlich jeweils auf 

„Abb. 56“ erfolgen. 

 

Zu 5.13. Ver- und Entsorgung: 

Auf Seite 127 der Begründung wird auf Festsetzung 11.6 verwiesen. Diese Nummer gibt es nicht. 

Vermutlich ist Festsetzung 12.5. gemeint. 

Auf Seite 128 der Begründung wird auf Festsetzung 14.1 verwiesen. Der Bezug zu 14.1 ist nicht 

ersichtlich, daher ist vermutlich 15.1 die entsprechende Festsetzung. 

Niederschlagswasserbeseitigung: Auf Seite 133 der Begründung wird auf Festsetzung 11.1 verwiesen. 

Der Bezug zu 11.1 ist nicht ersichtlich, daher ist vermutlich 12.1 die entsprechende Festsetzung. 

 

Zu 6.4. Grundwasser: 

Auf Seite 142 und 143 steht Folgendes: 

„Die geplanten baulichen Maßnahmen unterliegen, sofern Sie in das Grundwasser eingreifen der 

wasserrechtlichen Genehmigungspflicht. Ungeachtet dessen legt die Gemeinde im Bebauungsplan 

diejenigen Maßnahmen fest, die zum Schutz der angrenzenden Schutzgebiete, insb. des FFH-Gebietes 

erforderlich sind. Hierzu gehört insbesondere die Verhinderung von Aufstau und Absenken des 

Grundwasserstromes, soweit sich das negativ auf das FFH-Gebiet auswirken kann. Nach 

gutachterlicher Einschätzung, dies sich die Stadt zu eigen macht, können solche negativen 

Auswirkungen ausgeschlossen werden, wenn es an den gutachterlich festgelegten Messtellen gem. 

Ziff. 12.4 der textlichen Festsetzungen zu keinem Aufstau oder Absunk von mehr als 5 cm kommt. 

Dementsprechend wurde festgesetzt, dass dahingehende grundwasserregulierende Maßnahmen 

durchzuführen sind, falls die jeweilige Maßnahme geeignet ist, sich auf das Grundwasser 

auszuwirken.“[…]„Im Einklang mit der textlichen Festsetzung 12.4 wird ein Aufstau oder Absunk über 

von mehr als 5 cm verhindert. Bei einer Grundwasserstandsveränderung von weniger als 5 cm ist keine 

erhebliche Auswirkung zu erwarten.“ 

Woher stammt diese gutachterliche Einschätzung? Bitte genauer ausführen, warum 5 cm Aufstau oder 

Absunk sich nicht negativ auf das FFH-Gebiet auswirken. 

 

Auf Seite 144 in der Begründung steht: „Jede Leitung, die aus dem Projektgebiet im Torf verläuft, 

benötigt alle 10-15 m Lehmquerschläge, um eine Drainagewirkung zu verhindern“. Diese Angabe sollte 

in die Festsetzung übernommen werden und in der Begründung sollte die entsprechende Festsetzung 

aufgeführt werden. 

 

Zu 6.12 Umweltauswirkungen: 

Auf Seite 168 der Begründung steht folgender Satz: 

„Allerdings konnte nach den gutachterlichen Einschätzungen durch hohe natur- und 

artenschutzfachliche Anforderungen an das Vorhaben, die unter Ziff. 6.14 und 6.15 noch näher erläutert 



werden, auch für das vorgesehene Nutzungsmaß eine negative Beeinflussung und damit eine 

Verträglichkeit mit Natur und Umwelt erreicht werden.“ Hier fehlt ein Verb, ansonsten konnte eine 

negative Beeinflussung erreicht werden, was vermutlich nicht die Aussage dieses Satzes sein sollte. 

 

Auf Seite 169 der Begründung wird auf Abb. 63 verwiesen, Abb. 64 müsste es allerdings sein. 

 

Zu 6.13. Orts- und Landschaftsbild: 

Die UNB hatte bereits 2021 in ihrer Stellungnahme angemerkt: „Die geplante 8-stöckige Bebauung wird 

das Stadtbild gravierend verändern. Diese Höhenentwicklung wird aber auch eine erhebliche 

Fernwirkung in das landschaftlich geschützte Umfeld haben.“ Nun ist eine 10-stöckige Bebauung 

geplant mit statt 27 m Wandhöhe einer maximalen Wandhöhe mit 32 m im MU Tfl.0. Auch wenn dieses 

Gebäude nicht direkt angrenzt, sondern ein vorgelagertes Gebäude mit bis zu 17 m entstehen soll, hat 

dieses Gebäude eine erhebliche Fernwirkung. Durch die Visualisierung im Umweltbericht (Seite 22, 

Stand 24.11.2023) ist eine Beeinträchtigung des Landschaftsbilds beim Blick von Percha, 

Heimatshauser Straße, erkennbar. Die Holz-Hybridbauweise, welche im Umweltbericht (Seite 10, Stand 

24.11.2023) auch zur CO2-bindung aufgeführt wird, vermindert diese Beeinträchtigung (vgl. 

Umweltbericht Stand 24.11.2023, Seite 27). Daher sollte die Realisierung in Holzbauweise auch in der 

Satzung als Minimierungsmaßnahme sowohl für das Orts- und Landschaftsbild als auch für Klima 

festgesetzt werden.  

 

Zu 6.14 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP): 

Die artenschutzfachlich erforderlichen zwischenzeitlichen Ersatznistkästen sollten als 

Vermeidungsmaßnahme als Festsetzung mit Anzahl und Ortsangabe in die Satzung aufgenommen 

werden. 

 

Auf Seite 171 der Begründung wird hinsichtlich des Abbruchs der Bestandsgebäude auf Festsetzung 

12.1 verwiesen. Richtig wäre hier wohl ein Verweis auf Festsetzung 13.1. 

 

Auf Seite 171 der Begründung wird hinsichtlich der langfristigen Ersatznistkästen auf Ziff. 12.2 

verwiesen. Richtig wäre hier wohl ein Verweis auf Ziff. 13.2. 

 

Auf Seite 172 der Begründung wird richtig geschrieben, dass Maßnahmen zur Vermeidung des Risikos 

von Vogelschlag aber auch die Verringerung von Lichtemissionen zu betrachten sind. Die 

Beschränkung des jeweiligen Anteils der Fensterfläche an der Fassade des jeweiligen Geschosses 

diene auch der Verringerung von Lichtemissionen. Wie bereits oben geschrieben (Zu Festsetzungen 

13.4.1 bis 13.4.4.) ist nicht nachvollziehbar, dass Fassadenbegrünungen an vorgelagerten Bauteilen, 

Lamellen oder lichtdichte Absturzsicherungen, das Vogelschlagrisiko am Tag senken sollen, so dass 

Markierungen, Vogelschutzglas, Fassadenflächenanteil oder Beschränkungen der jeweiligen 

Fenstergröße bzw. -fläche nicht mehr notwendig wären. 

 

Umweltbaubegleitung: 

Aus Sicht der uNB ist zwingend eine Umweltbaubegleitung umzusetzen, dies sollte in der Begründung 

zumindest erwähnt werden. Eine Verankerung der Umweltbaubegleitung kann im 

Durchführungsvertrag erfolgen (vgl. Aktennotiz A108 vom 01.06.2023). Diese Umweltbaubegleitung ist 

auch im Umweltbericht (Stand 24.11.2023, Seite 41) als Maßnahme zur Überwachung gefordert, um 

eine natur- und artenschutzgerechte Durchführung zu gewährleisten. 

  



Teil D Vorhaben- und Erschließungsplan (Stand 24.11.2023): 

Freiflächengestaltungsplan: 

Es fehlen die entsprechenden Vorschlagslisten der „Bäume Typ Moosgarten“, „Bäume Typ 

Klimabäume“ und „Bäume Typ Obstbäume“ in der Satzung. Es sollten jeweils Verweise auf die Satzung 

bzw. in der Satzung auf den Freiflächengestaltungsplan eingefügt werden. 

 

Umweltbericht (Stand 24.11.2023): 

 

Zu 2.3. Schutzgut Grundwasser und Oberflächenwasser 

Unter dem Thema „Auswirkungen durch Niederschlagswasser“ wird ein „hoher Grad an Grünflächen 

(Gründächer, Moosgärten)“ aufgeführt. In der Satzung ist jedoch keine Rede von Moosgärten. Wo 

sollen sich diese Moosgärten befinden? 

 

Hinweis:  

Im dritten Absatz des Themas „Auswirkungen durch Niederschlagswasser“ sind zu viele Wörter: 

„Negative hydrologische Folgen für die das Leutstettener Moos dürften ergeben sich dabei nicht 

ergeben, da die Wasserzufuhr hauptsächlich durch das Grundwasser bzw. die Würm erfolgt. 

Um die Grundwasserneubildung zu gewährleisten und betriebsbedingte negative Auswirkungen zu 

vermeiden sind für Für die Versickerung (Muldenversickerung) sind vier Flächen im nördlichen Gebiet 

vorgesehen festgesetzt, da hier der Untergrund ausreichend durchlässig ist und der erforderliche 

Mindestabstand von mindestens 1 m zum mittleren jährlichen höchsten Grundwasserstand (MHGW) 

gegeben ist. (BGD ECOSAX 2023b)“ 

 

Zu 2.5. Schutzgut Arten und Lebensräume: 

Siehe Zu Festsetzungen 13.4.1 bis 13.4.4. und Zu 6.14 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) der 

Begründung. 

 

Zum Thema „Auswirkungen des Gebietes auf angrenzende Lebensräume - Licht“: 

Seite 13: „Baubedingt kommt es durch Baumaschinen zu vorübergehenden erhöhten optischen 

Emissionen. Bei Nachtbauarbeiten wird zudem eine Baustellenbeleuchtung eingesetzt. Diese wird 

jedoch nur in der Übergangszeit und im Winter eingesetzt, also während der Ruhezeit der Tiere.“ Bitte 

die zeitliche Beschränkung konkretisieren und als Vermeidungsmaßnahme als Festsetzung in die 

Satzung übernehmen. 

 

Zu 6.2. Ausgleich: 

Im Text wird die an die Schutzgebiete angrenzende Pflanzfläche aufgrund des Pflanzschemas des 

rechtsgültigen Bebauungsplans als Biotoptyp B113 „Sumpfgebüsch“ mit 11 Wertpunkten bestimmt. 

Durch das junge-mittlere Alter wurden die Wertpunkte auf 10 WP reduziert. 

Wurde diese Annahme vor Ort z.B. durch eine Kartierung überprüft?  

In den Abbildungen ohne Nummerierung „Bewertung rechtsgültiger Bebauungsplan“ und „Bewertung 

vorliegender Bebauungsplan“ ist die Fläche als B21 „Feldgehölze mit überwiegend einheimischen, 

standortgerechten Arten, mittlere Ausprägung“ (10 WP) dargestellt. Was ist der tatsächliche 

Ausgangszustand? 

Zudem wurde nicht zwischen Industrie- und Gewerbegebiet (inkl. typischer Freiräume) (X2) sowie der 

Verkehrsflächen (V1) und dem teils vorhandenen Grünflächen und Gehölzbeständen entlang von 

Verkehrsflächen (z.B. Straßenbegleitgrün) (V5) unterschieden. 

 

Zu 6.2.1. Vermeidungs- /Minimierungsmaßnahmen: 

Es sollten bei der Aufzählung „Innenhöfe“ und „offene Stellplätze“ gestrichen werden, da es 

verwirrend ist, wenn diese Dinge nicht im Bereich des Bebauungsplans vorhanden sind. 

 



Zu. 10. Allgemein verständliche Zusammenfassung: 

„Das benachbarte FFH-Gebiet mit seinen wertvollen Lebensräumen für Pflanzen- und Tierarten wird 

nicht beeinflusst.“ Obwohl die Auswirkungen zwar gering sind, sind sie dennoch vorhanden. Daher 

bitten wir diesen Satz wie folgt zu ändern: 

„Das benachbarte FFH-Gebiet mit seinen wertvollen Lebensräumen für Pflanzen- und Tierarten wird 

nicht erheblich beeinflusst.“ 

 

Naturschutzfachliche Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) (Stand 24.11.2023): 

Hinweis zur Formatierung: 

In der vorliegenden Version sind die Texte in den Kästen fehlerhaft dargestellt, wodurch die Lesbarkeit 

stark erschwert wird: Screenshot Seite 4 

 
 

Zu 3. Bestand sowie Darstellung der Betroffenheit der Arten: 

Es wird das Ramsar Gebiet Nr. 8133-401 „Starnberger See“ aufgeführt. Richtig wäre das SPA-Gebiet 

oder europäisches Vogelschutzgebiet Nr. 8133-401 „Starnberger See“. Der Starnberger See ist 

zusätzlich auch ein Ramsar-Gebiet. 

 

Zu 3.2. Bestand und Betroffenheit von Tierarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie: 

Im letzten Absatz steht: 

„Um hier Grundlagensicherheit zu erlangen, wird eine Potentialanalyse durchgeführt, die die 

Wahrscheinlichkeit des Vorkommens saP-relevanter Arten ermittelt. Die Ergebnisse liegen derzeit 

noch nicht vor.“ 

Ist mit dieser Potentialanalyse die „Artenschutzrechtliche Potenzialabschätzung und Biotopkartierung“ 

(Stand 24.11.2023, Natur Perspektiven GmbH) gemeint? Die Ergebnisse sollten in der Unterlage zur saP 

eingearbeitet werden. 

 

Zu 3.2.3. Prognose des Störungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG: 

„Durch baubedingte Auswirkungen, insbesondere durch Lärm und Erschütterungen, kann es zu einer 

Beeinträchtigung der Lebensräume kommen. Die Störeffekte sind jedoch zeitlich begrenzt und finden 

ausschließlich tagsüber statt, so dass die Fledermäuse das Gebiet in ihrer Aktivitätszeit am Abend und 

in der Nacht ungestört für die Jagd nutzen können.“ 

Im Umweltbericht (Seite 13, Stand 24.11.2023) steht allerdings auch: 

„Baubedingt kommt es durch Baumaschinen zu vorübergehenden erhöhten optischen Emissionen. Bei 

Nachtbauarbeiten wird zudem eine Baustellenbeleuchtung eingesetzt. Diese wird jedoch nur in der 

Übergangszeit und im Winter eingesetzt, also während der Ruhezeit der Tiere.“ 

Somit kommt es baubedingt zeitlich begrenzt auf die Übergangszeit und im Winter zu erhöhten 

nächtlichen Licht-Emissionen. Es wäre wünschenswert, dass die baubedingten Lichtemissionen auch 

hier behandelt werden. 

 

Zu Anhang 1: 

Es ist leider nicht ersichtlich welche Abbildungen welchen Punkten im Luftbild in Abb.1 zuzuordnen 

sind. Bitte um Ergänzung in den Bildbeschriftungen. 



Artenschutzrechtliche Potenzialabschätzung und Biotopkartierung (Stand 24.11.2023): 

Seite 16: 

„…Starnberger See als ein Ramsar- (ID-Code Bayern DE8133-401) und Natura 2000-Vogelschutzgebiet 

(ID-Code Bayern 8133-371)…“ 

Der Starnberger See ist ein Ramsar Gebiet, ein Natura 2000-Vogelschutzgebiet Nr. 8133-401 und ein 

Natura 2000-FFH-Gebiet Nr. 8133-371. 

 

Seite 23: 

„Folglich sind vertiefende Untersuchungen für die Artengruppe der Libelle durchzuführen.“ Wurden 

diese bereits durchgeführt? 

 

Seite 24: 

„Folglich sind vertiefende Untersuchungen für die Artengruppe der Schmetterlinge durchzuführen.“ 

Wurden diese bereits durchgeführt? 

 

 

 

 




